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B R E M I S C H E  B Ü R G E R S C H A F T
Landtag
16. Wahlperiode

Drucksache 16 /721

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 6. Juli 2005

Auswirkungen des Studienkontengesetzentwurfs

Der Senator für Bildung und Wissenschaft hat der Deputation am 24. Juni 2005 ein
Bremisches Studienkontengesetz zur Beschlussfassung vorgelegt. Dieses Gesetz
sieht eine Gebührenfreiheit für in Bremen gemeldete Studierende (Landeskinder-
modell) bis einschließlich des 14. Semesters vor und allgemeine Studiengebühren
für Auswärtige ab dem 3. Semester in Höhe von 500,– ‡.

Laut Begründung wird mit diesem Gesetz das Ziel verfolgt, Studierende zu einem
effizienten Studium anzuhalten und „durch Wohnsitznahme im Land Bremen oder
alternativ durch die Zahlung von Studiengebühren dazu beizutragen, dass das Land
und die von ihm unterhaltenen Hochschulen in die Lage versetzt werden, die er-
forderlichen Finanzmittel für die Bereithaltung der Ausbildungskapazität in perso-
neller, räumlicher und ausstattungsmäßiger Hinsicht sowie für die Sicherung eines
angemessenen Qualitätsstandards der Ausbildung des akademischen Nachwuch-
ses aufzubringen“.

Wir fragen den Senat:

1. Wie bewertet der Senat die Verfassungskonformität des Gesetzentwurfes insbe-
sondere betreffend der Artikel 3 und 12 GG? Gibt es unterschiedliche Bewer-
tungen unter den einzelnen Senatsressorts? Wie bewerten die Senatoren für
Justiz und Verfassung sowie Inneres diesen Entwurf?

2. Im Eilverfahren hat das Hamburger Verwaltungsgericht festgelegt, dass auswär-
tige Studierende in Hamburg Studiengebühren vorerst nicht entrichten müs-
sen, da erhebliche Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit der Hamburger Lan-
deskinderregelung bestehen. Wie bewertet der Senat dieses Ergebnis in Bezug
auf den Bremer Entwurf?

3. Wie bewertet der Senat seine Beschlüsse und auch die Beschlüsse der Bremi-
schen Bürgerschaft, das Bundesland Bremen durch verstärkte Umlandkoopera-
tionen und den Aufbau einer Modellregion Bremen/Oldenburg zukunftsfest
und wettbewerbsfähig zu positionieren, in Bezug auf den Entwurf des Bremi-
schen Studienkontengesetzes?

4. Der Wissenschaftsplan 2010 sowie die Bremer Haushaltslage erfordern eine
verstärkte Kooperation mit niedersächsischen Hochschulen (insbesondere Ol-
denburg).

a) Welche Konsequenzen wird dieser Gesetzentwurf nach Auffassung des
Senats auf diese Kooperationen haben?

b) Mit welchen Konsequenzen rechnen die Hochschulen im Lande Bremen?

5. Die Vereinbarung von Bologna – zu der sich das Bundesland Bremen ausdrück-
lich bekennt – strebt u. a. mehr wissenschaftlichen Austausch, mehr Mobilität
und mehr Internationalität an. Mit welchen Auswirkungen rechnet der Senat
durch das Bremische Studienkontengesetz auf diesen Prozess?
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6. Wie viele Studierende haben mit Studienbeginn ihren ersten Wohnsitz im Land
Bremen, und wie viele sind außerhalb Bremens wohnhaft? (Bitte jährlich für die
letzten fünf Jahre aufführen.)

7. Wie viele der auswärtigen Studierenden haben bis zum Ende des 2. Semesters
ihren Wohnsitz in das Land Bremen verlegt? Wie viele von ihnen sind aufgrund
des Begrüßungspaketes nach Bremen umgezogen? Und wie viele behalten nach
dem 2. Semester ihren Wohnsitz außerhalb Bremens? (Bitte jährlich für die letz-
ten fünf Jahre aufführen.)

8. Mit wie vielen zusätzlichen Einwohnerinnen und Einwohnern, über die Effekte
des Begrüßungspaketes und die üblichen Umzugseffekte der Vergangenheit
hinaus, rechnet der Senat durch die Einführung des Studienkontengesetzes?

9. Mit welchen zusätzlichen Einnahmen, über die Effekte des Begrüßungspaketes
und die üblichen Umzugseffekte der Vergangenheit hinaus, aus dem Länderfi-
nanzausgleich rechnet der Senat durch die Einführung des Studienkontenge-
setzes?

10. In welchem Umfang werden diese zusätzlichen Einnahmen aus dem Länder-
finanzausgleich den Hochschulen zugute kommen?

11. Wie prognostiziert der Senat die Nachfrage nach Wohnraum in Bremer Studen-
tenwohnheimen nach Einführung des Studienkontengesetzes? In welcher Grö-
ßenordnung wird diese Nachfrage die bisherigen Kapazitäten an Wohnheim-
plätzen übersteigen? Was wird der Senat unternehmen, um den Bedarf an aus-
reichend günstigem Wohnraum für die Studierenden sicherzustellen?

12. Mit wie vielen Ummeldungen, die durch die Einführung der Gebührenfreiheit
für Landeskinder motiviert sind, ohne dass de facto ein Umzug stattfindet, rechnet
der Senat?

13. Mit wie vielen Exmatrikulationen rechnet der Senat nach Einführung des Stu-
dienkontengesetzes?

14. Wie hoch werden sich Einnahmenachteile durch die Exmatrikulationen für das
Studentenwerk ergeben, und welche Konsequenzen haben diese für das Studen-
tenwerk?

15. Wie hoch beziffert der Senat die voraussichtlichen Studiengebühreneinnahmen
für die Hochschulen im Lande Bremen? Wie hoch beziffert der Senat die Kos-
ten, die mit diesem Studienkontengesetz verbunden sind (Verwaltungsaufwand
etc.)? Mit welchen Einnahmen und Kosten rechnen die Hochschulen selbst?
(Bitte getrennt nach Hochschulen aufführen.)

16. Wie hoch beziffert der Senat die Kosten, die an weiteren Stellen, wie z. B. Melde-
behörden, durch die Einführung von Studiengebühren entstehen werden?

17. Nach dem jetzigen Gesetzentwurf müssen die Hochschulen die eingenomme-
nen Studiengebühren nicht ausschließlich für die Lehre einsetzen, sondern
dürfen sie auch für den entstehenden Verwaltungsaufwand nutzen. Wie be-
gründet der Senat die Konformität mit dem Gebührenrecht? Gibt es abwei-
chende Auffassungen der Senatoren für Justiz und Verfassung sowie Inneres?

18. Welche Hochschulen im Lande Bremen haben ablehnende Stellungnahmen
zu diesem Gesetzentwurf abgegeben?

19. Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil deutlich gemacht, dass Stu-
diengebühren unter der Voraussetzung eingeführt werden können, dass sie
sozialverträglich sind und niemanden aus sozialen Gründen vom Studium ab-
schrecken.  Vor  diesem  Hintergrund  gibt  es  in  Deutschland  unterschiedliche
Überlegungen für Stipendien- und Kreditmodelle. Welche Finanzierungsmo-
delle wird der Senat kurzfristig für eine soziale Abfederung entwickeln?

20. Wie lang ist die Regelstudienzeit an den Hochschulen im Lande Bremen (bitte
nach Studiengängen aufführen)?
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21. Wie viele Studierende studieren gegenwärtig über die Regelstudienzeit hin-
aus? Wie viele überschreiten davon das 14. Hochschulsemester? (Bitte nach
Studiengängen angeben.)

22. Wie hoch war in den vergangenen zwei Jahren im Durchschnitt die tatsächli-
che Studienzeit (bitte getrennt nach Studiengängen und Semestern aufführen)?

Silvia Schön, Karoline Linnert und Fraktion Bündnis 90/Die Grünen

D a z u

Antwort des Senats vom 9. August 2005

Wegen der Kürze der für die Beantwortung der Fragen zur Verfügung stehenden
Zeit kann der zum Teil umfangreiche Fragenkatalog nicht in allen Details beantwor-
tet werden.

1. Wie bewertet der Senat die Verfassungskonformität des Gesetzentwurfes insbe-
sondere betreffend der Artikel 3 und 12 GG? Gibt es unterschiedliche Bewer-
tungen unter den einzelnen Senatsressorts? Wie bewerten die Senatoren für
Justiz und Verfassung sowie Inneres diesen Entwurf?

Der Senat wird sich mit der Verfassungskonformität des Gesetzentwurfes be-
fassen, sobald ihm dieser vorgelegt wird. Er wird der Bremischen Bürgerschaft
keinen Gesetzentwurf zuleiten, von dessen Verfassungskonformität er nicht über-
zeugt ist.

2. Im Eilverfahren hat das Hamburger Verwaltungsgericht festgelegt, dass aus-
wärtige Studierende in Hamburg Studiengebühren vorerst nicht entrichten müs-
sen, da erhebliche Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit der Hamburger Lan-
deskinderregelung bestehen. Wie bewertet der Senat dieses Ergebnis in Bezug
auf den Bremer Entwurf?

Das Verwaltungsgericht Hamburg hat die aufschiebende Wirkung der Klage
eines Studierenden gegen einen Gebührenbescheid und einen Widerspruchs-
bescheid im Eilverfahren wieder hergestellt. Die Entscheidung basiert auf einer
summarischen Prüfung. Sowohl die Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts
Hamburg als auch das so genannte Hauptsacheverfahren stehen noch aus. Es
handelt sich folglich nicht um eine rechtskräftige Entscheidung. Ergänzend gel-
ten die Ausführungen zur Frage 1.

3. Wie bewertet der Senat seine Beschlüsse und auch die Beschlüsse der Bremi-
schen Bürgerschaft, das Bundesland Bremen durch verstärkte Umlandkoopera-
tionen und den Aufbau einer Modellregion Bremen/Oldenburg zukunftsfest und
wettbewerbsfähig zu positionieren, in Bezug auf den Entwurf des Bremischen
Studienkontengesetzes?

Die Frage 3 wird zusammen mit der Frage 4 beantwortet.

4. Der Wissenschaftsplan 2010 sowie die Bremer Haushaltslage erfordern eine
verstärkte Kooperation mit niedersächsischen Hochschulen (insbesondere Ol-
denburg).

a) Welche Konsequenzen wird dieser Gesetzentwurf nach Auffassung des
Senats auf diese Kooperationen haben?

b) Mit welchen Konsequenzen rechnen die Hochschulen im Lande Bremen?

Das Studienkontengesetz tangiert die zitierten Beschlüsse des Senats und der
Bremischen Bürgerschaft nicht und hat auch keine Auswirkungen auf die Ko-
operationen. Interregionale Kooperationen fallen unter die Ausnahmeoptionen
des Gesetzentwurfs.

Zudem wird Niedersachsen voraussichtlich zu dem Zeitpunkt, zu dem Studien-
gebühren für Studierende mit 1. Wohnsitz außerhalb des Bundeslandes Bre-
men erhoben werden, allgemeine Studiengebühren eingeführt haben. Im Übri-
gen wird die Diskussion und Entwicklung betreffend die Einführung von Studi-
engebühren in anderen Ländern, insbesondere Niedersachsen sowie dem Saar-
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land und Berlin, verfolgt, um zu gegebener Zeit erforderliche Entscheidungen
zu treffen.

Nach Kenntnis des Senators für Bildung und Wissenschaft gibt es an den Hoch-
schulen unterschiedliche Szenarien, wie die Studierenden auf die Einführung
von Wohnsitz abhängigen Studiengebühren reagieren werden. Die Reaktio-
nen sind nicht zuletzt davon abhängig, welche Regelungen in den Nachbar-
ländern gelten werden. Beeinträchtigungen der Kooperationen sind nicht zu
erwarten.

5. Die Vereinbarung von Bologna – zu der sich das Bundesland Bremen ausdrück-
lich bekennt – strebt u. a. mehr wissenschaftlichen Austausch, mehr Mobilität
und mehr Internationalität an. Mit welchen Auswirkungen rechnet der Senat
durch das Bremische Studienkontengesetz auf diesen Prozess?

Der Bolognaprozess wird durch das Gesetz nicht beeinträchtigt. Der Studie-
rendenaustausch wird durch die Regelungen des Studienkontengesetzes be-
wusst nicht tangiert. Auch ausländische Studierende, die ihren Heimatwohnsitz
beibehalten, können zwei Semester kostenfrei an Bremer Hochschulen studie-
ren. Danach ist davon auszugehen, dass sie ihren Lebensmittelpunkt zumindest
vorübergehend nach Bremen verlegt haben. Dann ist ihnen zuzumuten, auch
die melderechtlich erforderliche Ummeldung vorzunehmen. Soweit überregi-
onale Abkommen bestehen, wie z. B. mit den Niederlanden, sind ohnehin grund-
sätzliche Ausnahmen von der Gebührenpflicht bzw. entsprechende Erstattungs-
regelungen vorgesehen.

6. Wie viele Studierende haben mit Studienbeginn ihren ersten Wohnsitz im Land
Bremen, und wie viele sind außerhalb Bremens wohnhaft? (Bitte jährlich für die
letzten fünf Jahre aufführen.)

Der 1. Wohnsitz wird – aufgrund der Änderung des Bremischen Hochschul-
gesetzes – von den Hochschulen erst seit einem Jahr bei der Einschreibung als
persönliches Datum der Studierenden erhoben. Es kann also kein verlässliches
Datenmaterial für die letzten fünf Jahre vorgelegt werden. Die dem Senator für
Bildung und Wissenschaft insoweit von den Hochschulen mitgeteilten Daten
zeigen, dass 2005 von insgesamt 30.677 Studierenden 20.104 ihren Wohnsitz
im Land Bremen und 10.573 ihren Wohnsitz außerhalb der Landesgrenzen hat-
ten. Die Zahlen stellen jeweils eine Momentaufnahme dar und verschieben
sich mit jeder Immatrikulation bzw. Exmatrikulation.

7. Wie viele der auswärtigen Studierenden haben bis zum Ende des 2. Semesters
ihren Wohnsitz in das Land Bremen verlegt? Wie viele von ihnen sind aufgrund
des Begrüßungspaketes nach Bremen umgezogen? Und wie viele behalten nach
dem 2. Semester ihren Wohnsitz außerhalb Bremens? (Bitte jährlich für die letz-
ten fünf Jahre aufführen.)

Das Begrüßungsgeld wurde erst im Jahre 2003 eingeführt. Aufgrund des Be-
grüßungsgeldes konnten seitdem insgesamt mehr als 5.300 Neubremer gewon-
nen werden. Darüber hinausgehendes Zahlenmaterial liegt nicht vor.

8. Mit wie vielen zusätzlichen Einwohnerinnen und Einwohnern, über die Effekte
des Begrüßungspaketes und die üblichen Umzugseffekte der Vergangenheit
hinaus, rechnet der Senat durch die Einführung des Studienkontengesetzes?

Legt man die Hamburger Erfahrungen zugrunde, ist von einer Ummeldequote
von 80 % der mit 1. Wohnsitz außerhalb des Landes gemeldeten Studierenden
zu rechnen. Das ergäbe ca. 8.400 Ummeldungen insgesamt an allen bremischen
Hochschulen. Das Begrüßungsgeld entfällt, so dass die Ummelde-Effekte zu-
künftig ausschließlich über das Studienkontengesetz erzielt werden. Über spon-
tane Ummeldungen in der Vergangenheit liegt kein Zahlenmaterial vor.

9. Mit welchen zusätzlichen Einnahmen, über die Effekte des Begrüßungspaketes
und die üblichen Umzugseffekte der Vergangenheit hinaus, aus dem Länder-
finanzausgleich rechnet der Senat durch die Einführung des Studienkontenge-
setzes?

Aus den erwarteten Ummeldungen ergeben sich bei Zugrundelegung eines
Betrages von 3.000,– ‡ pro Einwohner aus dem Länderfinanzausgleich zusätz-
liche Einnahmen von ca. 25,2 Mio. ‡ p. a.
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10. In welchem Umfang werden diese zusätzlichen Einnahmen aus dem Länder-
finanzausgleich den Hochschulen zugute kommen?

Alle eingenommenen Studiengebühren verbleiben den Hochschulen zu 100 %.
Zusätzliche Einnahmen aus dem Länderfinanzausgleich gehen in den Landes-
haushalt und tragen auf diese Weise zur Absicherung der Hochschulhaushalte
bei.

11. Wie prognostiziert der Senat die Nachfrage nach Wohnraum in Bremer Studen-
tenwohnheimen nach Einführung des Studienkontengesetzes? In welcher Grö-
ßenordnung wird diese Nachfrage die bisherigen Kapazitäten an Wohnheim-
plätzen übersteigen? Was wird der Senat unternehmen, um den Bedarf an aus-
reichend günstigem Wohnraum für die Studierenden sicherzustellen?

Es ist davon auszugehen, dass die Wohnraumnachfrage Studierender insgesamt
steigen wird. Das wird auch die Nachfrage nach Wohnraum in Bremer Studen-
tenwohnheimen einbeziehen. Zum Wintersemester 2006/2007 wird ein zusätz-
liches Wohnheim an der Spittaler Straße mit mehr als 430 Wohneinheiten be-
zugsfertig sein.

12. Mit wie vielen Ummeldungen, die durch die Einführung der Gebührenfreiheit
für Landeskinder motiviert sind, ohne dass de facto ein Umzug stattfindet, rechnet
der Senat?

Der Senat rechnet nur bei solchen Studenten mit einer Ummeldung ohne Umzug
die bereits in Bremen wohnen, aber hier bisher nicht gemeldet sind.

13. Mit wie vielen Exmatrikulationen rechnet der Senat nach Einführung des Studi-
enkontengesetzes?

Die Erfahrungen in anderen Ländern mit der Einführung von Langzeitstudien-
gebühren haben gezeigt, dass dort mit der Einführung der Gebührenpflicht
teilweise bis zu 20 % die Exmatrikulation der Gebührenzahlung vorgezogen
haben. Es handelte sich dabei allerdings um einmalige Schwundquoten.

14. Wie hoch werden sich Einnahmenachteile durch die Exmatrikulationen für das
Studentenwerk ergeben, und welche Konsequenzen haben diese für das Stu-
dentenwerk?

Die Einnahmeverluste für das Studentenwerk sind für 2006 mit gut 150.000,– ‡
und für 2007 mit gut 300.000,– ‡ hochgerechnet, jeweils ausgehend von einem
Studentenwerksbeitrag von 40,– ‡ pro Semester und Studierendem. Das Stu-
dentenwerk erhält jeweils kompensatorische Zuwendungen aus den Hochschul-
haushalten, für das Wintersemester 2006/2007 voraussichtlich 100.000,– ‡. Dass
die Einnahmeverluste tatsächlich so hoch sein werden, erscheint angesichts der
möglichen Kompensation durch den Zustrom Studierender aus den Nachbar-
ländern eher eine pessimistische Einschätzung.

15. Wie hoch beziffert der Senat die voraussichtlichen Studiengebühreneinnahmen
für die Hochschulen im Lande Bremen? Wie hoch beziffert der Senat die Kos-
ten, die mit diesem Studienkontengesetz verbunden sind (Verwaltungsaufwand
etc.)? Mit welchen Einnahmen und Kosten rechnen die Hochschulen selbst?
(Bitte getrennt nach Hochschulen aufführen.)

Nach Abzug aller Kosten, insbesondere der Verwaltungs- und Rechtsverfol-
gungskosten, sowie unter Bereinigung der Zahlen durch Überschneidungen
der Gebührentatbestände Langzeitstudiengebühren und Wohnsitzstudienge-
bühren wird mit Nettoeinnahmen aus Studiengebühren in Höhe von 3,1 bis 3,2
Mio. ‡ pro Jahr gerechnet. Zugrunde gelegt werden dabei Studiengebühren
von 500,– ‡ pro Semester. Die Kosten für den zusätzlichen Verwaltungsauf-
wand sind mit knapp 420.000,– ‡ pro Jahr berechnet. Das entspricht 10 % der
voraussichtlichen Bruttoeinnahmen aus Studiengebühren. Berechnungen der
einzelnen Hochschulen liegen bisher nicht vor.

16. Wie hoch beziffert der Senat die Kosten, die an weiteren Stellen, wie z. B. Melde-
behörden, durch die Einführung von Studiengebühren entstehen werden?

Diese Kosten sind nicht bezifferbar. Sie stehen jedoch in keinem Verhältnis zu
den erwarteten Mehreinnahmen aus dem Länderfinanzausgleich, wenn sich
Studierende mit 1. Wohnsitz im Land Bremen anmelden.
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17. Nach dem jetzigen Gesetzentwurf müssen die Hochschulen die eingenomme-
nen Studiengebühren nicht ausschließlich für die Lehre einsetzen, sondern
dürfen sie auch für den entstehenden Verwaltungsaufwand nutzen. Wie begrün-
det der Senat die Konformität mit dem Gebührenrecht? Gibt es abweichende
Auffassungen der Senatoren für Justiz und Verfassung sowie Inneres?

Die unterstellte Auslegung des Gesetzes ist nicht korrekt. Die Gebühren fließen
in den Bereich Studium und Lehre. Es gibt keine abweichenden Auffassungen
anderer senatorischer Behörden.

18. Welche Hochschulen im Lande Bremen haben ablehnende Stellungnahmen zu
diesem Gesetzentwurf abgegeben?

Die Universität Bremen und die Hochschule Bremen haben insbesondere Be-
denken gegen Wohnsitzstudiengebühren geäußert.

19. Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil deutlich gemacht, dass Stu-
diengebühren unter der Voraussetzung eingeführt werden können, dass sie
sozialverträglich sind und niemanden aus sozialen Gründen vom Studium ab-
schrecken. Vor diesem Hintergrund gibt es in Deutschland unterschiedliche
Überlegungen für Stipendien- und Kreditmodelle. Welche Finanzierungsmo-
delle wird der Senat kurzfristig für eine soziale Abfederung entwickeln?

Die Ausführungen des Bundesverfassungsgerichts beziehen sich auf die Ein-
führung allgemeiner Studiengebühren ab 1. Semester. Stipendien- und Kredit-
finanzierungen sind für Langzeitstudiengebühren – wie bereits höchstrichterlich
entschieden – und Wohnsitzstudiengebühren nicht erforderlich. Die Sozialver-
träglichkeit der Gebühren wird im vorgelegten Gesetzentwurf durch Ausnah-
me- und Härtefallklauseln sichergestellt.

20. Wie lang ist die Regelstudienzeit an den Hochschulen im Lande Bremen (bitte
nach Studiengängen aufführen)?

Die Regelstudienzeit beträgt je nach Studiengang 6, 7, 8, 9 oder 10 Semester.
Die Einzelheiten sind der als Anlage 2 beigefügten Auflistung zu entnehmen.
Die Tabelle gibt eine Übersicht über die Förderhöchstdauer nach dem Bundes-
ausbildungsförderungsgesetz für die an den bremischen Hochschulen vorhan-
denen Studiengänge. Gemäß § 15 a BAföG entspricht die Förderhöchstdauer
der Regelstudienzeit nach dem Hochschulrahmengesetz.

21. Wie viele Studierende studieren gegenwärtig über die Regelstudienzeit hin-
aus? Wie viele überschreiten davon das 14. Hochschulsemester? (Bitte nach
Studiengängen angeben.)

Das Zahlenmaterial liegt nicht vor. Es ist auch nicht so kurzfristig in den Semes-
terferien zu beschaffen. Zu den Langzeitstudierenden gehören etwa 30 % der
an der Universität Bremen und 15 % der Studierenden an den übrigen Hoch-
schulen. Insgesamt gehören zu dieser Gruppe ca. 7.650 Studierende, davon
knapp 6.000 an der Universität Bremen.

22. Wie hoch war in den vergangenen zwei Jahren im Durchschnitt die tatsächli-
che Studienzeit (bitte getrennt nach Studiengängen und Semestern aufführen)?

Das Zahlenmaterial liegt nicht vor. Eine Erhebung wird durchgeführt.
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